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Kapitel 1:

Grundlagen

A. Entwicklung des Europäischen Zivilverfahrensrechts im
Überblick

Das Europäische Zivilverfahrensrecht gehört seit dem Vertrag von Amster-
dam zu  den  sich  am  schnellsten  entwickelnden  Gebieten  des  Gemein-
schaftsrechts.1 Mit Art. 61 lit. c und Art. 65 EGV (jetzt Art. 67 Abs. 4 und
Art. 81 AEUV) wurde der EG die Kompetenz für Maßnahmen im Bereich
der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen mit grenzüberschreitenden
Bezügen übertragen, soweit die Maßnahmen für das reibungslose Funktio-
nieren des Binnenmarktes erforderlich sind.2 Der erste Integrationsschritt
bestand in der Überführung des intergouvernementalen Übereinkommens
über  die  gerichtliche  Zuständigkeit  und  die  Vollstreckung  gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (EuGVÜ)3 in einen Rechtsakt
der  Gemeinschaft,  der  EuGVVO.4 Es  folgten  Verordnungen  über  die

1 Rechberger/Frauenberger-Pfeiler, in: Köck/Lengauer et. al., Der Europäische Voll-
streckungstitel – Eine Annäherung, S. 399, 401;  Frattini,  ZEuP 2006, 225, 230 ff.;  zur
Bedeutung der Europäisierung des Zivilprozessrechts siehe Koch, JuS 2003, 105.

2 Eine Kompetenzgrundlage für die Regelung materiellen Rechts enthält Art. 65 EGV
dagegen  nach  überwiegender  Ansicht  nicht;  insoweit  ist  auf  die  spezielleren  Rechts-
grundlagen des EGV in den einzelnen Rechtsgebieten zurückzugreifen, siehe Röben, in:
Grabitz/Hilf,  EGV/EUV,  Art.  65 EGV Rn.  10;  kritisch zu Art.  65 EGV  Schack,  ZEuP
1999, 805.

3 ABl. L 299/32 vom 31.12.1972 und BGBl. 1994 II, 519. Das EuGVÜ stellt keinen
integrierten Bestandteil des EG-Rechts dar; siehe statt vieler  Schwartz, in: Kroneck/Op-
permann,  Übereinkommen zwischen den EG-Staaten:  Völkerrecht  oder Gemeinschafts-
recht, S. 551.

4 ABl. L 12/1 vom 16.01.2001; in Anlehnung an den Vertragsschluss des EuGVÜ auch
Brüssel I-VO genannt. Am 21.4.2009 veröffentlichte die Kommission einen Bericht über
die Anwendung der EuGVVO, KOM(2009) 174, endg., sowie ein Grünbuch zur Überprü-
fung der  Verordnung,  KOM(2009)  175,  endg.,  siehe dazu  Magnus/Mankowksi,  ZVglR-
Wiss  109 (2010),  1,  und einen Vorschlag zur  Reform der  EuGVVO,  KOM(2010)  748,
endg.; die EuGVVO gilt seit dem 1.7.2007  auch für Dänemark, siehe ABl. L 299 vom
16.11.2005, S. 62; die Überführung des EuGVÜ in die EuGVVO stellen u.a. dar Kohler,
in:  Schütze,  Vom EuGVÜ zur  EuGVVO:  Grenzen  und  Konsequenzen  der  Vergemein-
schaftung, S. 461, 461;  Kohler, in: Baur/Mansel, Systemwechsel im europäischen Aner-
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Rechtshilfe bei grenzüberschreitender Zustellung von Schriftstücken (EuZ-
VO)5 und  bei der Beweisaufnahme (EuBeweisVO)6 sowie Verordnungen
über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Ehesachen (EuEheVO).7

Der Europäische Rat formulierte erstmalig 1999 auf der Ratstagung in
Tampere das Ziel der Abschaffung von Zwischenverfahren zur Vollstreck-
barerklärung einer  Entscheidung  in  einem anderen  Mitgliedstaat,8 wenn
auch zunächst beschränkt auf die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen über unbestrittene und geringfü-
gige  Forderungen.  Die  Schlussfolgerungen  mündeten  in  einem Maßnah-
menprogramm9 mit dem Ziel, durch den Abbau von Zwischenverfahren im
Vollstreckungsmitgliedstaat den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung
gerichtlicher Entscheidungen als Eckpfeiler eines europäischen Rechtsrau-
mes zu etablieren.10 Die  Urteilsfreizügigkeit wurde so zu einem Ziel der
Gemeinschaft11 und das  Herkunftslandprinzip sollte  Einzug in das  Euro-
päische Zivilprozessrecht halten,12 wenn auch nur in Form einer Gleichstel-

kennungsrecht: Von der EuGVVO zur Abschaffung des Exequaturs, S. 147, 150 ff.; Gei-
mer, IPRax 2002, 69;  Piltz, NJW 2002, 789, 789;  Besse, ZEuP 1999, 107, 107;  Schoibl,
JBl 2003, 149; Micklitz/Rott, EuZW 2002, 15.

5 ABl. L 324/79 vom 10.12.2007; die EuZVO gilt seit Juli 2007 auch für Dänemark,
siehe ABl. 2007 L 94/70 und  ABl. 2008 L 331/21.

6 ABl. L 174/1 vom 27.6.2001; dazu und zur Beweissicherung im Europäischen Zivil-
prozessrecht  Heinze, IPRax 2008, 480; vgl. auch  Stadler,  in: Schütze, Grenzüberschrei-
tende Beweisaufnahmen in der Europäischen Union – die Zukunft der Rechtshilfe in Be-
weissachen, S. 1281.

7 ABl. L 338/1 vom 23.12.2003, geändert durch ABl. L 367/1 vom  14.12.2004; die
VO wird auch als Brüssel IIa-VO bezeichnet.

8 Vgl.  Nr.  34  der  Schlussfolgerungen  des  Vorsitzes  unter  http://www.europarl.
europa.eu/summits/tam_de.htm, abgedruckt in NJW 2000, 1925, und Wagner, NJW 2005,
1157, 1160; die Kommission schlug schon zur Reform des EuGVÜ die ersatzlose Strei-
chung  der  Anerkennungs-  und  Vollstreckungshindernisse  vor,  vgl.  KOM(1997)  609
endg., ABl. C 33/20, Art. 37a; zur wechselseitigen Anerkennung im Europäischen Zivil-
prozessrecht siehe auch Hess, ZSR 124 II (2005), 183, 193 ff.

9 ABl. C 12/1 vom 15.1.2001, S. 5, abgedruckt in IPRax 2001, S. 163 ff.; zu dieser Er-
weiterung im Vergleich zu den Schlussfolgerungen von Tampere siehe Oberhammer, JBl.
2006, 477, 486.

10 Zu den Voraussetzungen und Grenzen der gegenseitigen Anerkennung siehe Möstl,
Common Market Law Review 47 (2010), 405.

11 Zur  Urteilsfreizügigkeit  als  ungeschriebene fünfte  Marktfreiheit  siehe  Kohler,  in:
Reichelt, Herkunftslandprinzip und Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen im euro-
päischen Justizraum, S. 71, 81; Hess, IPRax 2001, 301; Hess, IPRax 2006, 348, 359.

12 Dazu  Kohler,  in:  Reichelt,  Herkunftslandprinzip  und  Anerkennung  gerichtlicher
Entscheidungen im europäischen Justizraum, S. 71;  Leible/Lehmann, NotBZ 2004, 453,
454;  Jayme/Kohler,  IPRax 2002,  461,  465;  Rauscher/Papst,  in:  Rauscher,  EZPR, Einl.
EG-VollstrTitelVO Rn.  12;  zum Herkunftslandprinzip  allgemein  Reichelt,  in:  Reichelt,
Das Herkunftslandprinzip im Europäischen Gemeinschaftsrecht – Eine Einführung, S. 3.
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lung in- und ausländischer Urteile und der vorbehaltlosen Erstreckung der
Urteilswirkungen auf andere Mitgliedstaaten. Nicht vorgesehen ist die Be-
handlung  ausländischer  Urteile  im  Inland  nach  dem  Recht  des  Erlass-
staats.13

Dieser Paradigmenwechsel14 mündete in die Verordnung zur Einführung
eines  Europäischen  Vollstreckungstitels  für  unbestrittene  Forderungen
(EuVTVO).15 Ein in einem Staat der Europäischen Gemeinschaft erwirkter
Titel kann danach in jedem anderen Mitgliedstaat16 ohne das bisher nach
Art. 38 ff. EuGVVO notwendige Exequaturverfahren vollstreckt werden.17

Die  Anerkennung  der  Entscheidung  ist  nicht  mehr  anfechtbar  (Art.  5
EuVTVO).18 Diese  Urteilsanerkennung  ex  lege führt  faktisch  zu  einem

13 Zu  diesem (häufig  vernachlässigten)  Unterschied  zwischen  Herkunftslandprinzip
und dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung siehe zum Kollisionsrecht Funken, S.
33 ff.;  für  eine strenge Trennung auch  Coester-Waltjen,  in:  Mansel/Pfeiffer et.  al.,  Das
Anerkennungsprinzip im Dornröschenschlaf?,  S. 121. Das Herkunftslandprinzip ist Ge-
meinschaftspolitik, die durch unterschiedliche Mechanismen, wie die gegenseitige Aner-
kennung, verwirklicht wird, vgl. Kohler, in: Reichelt, Herkunftslandprinzip und Anerken-
nung gerichtlicher Entscheidungen im europäischen Justizraum, S. 71.

14 Von einer „neuen Ära“ spricht Mankowski, in: Baetge/von Hein et. al., Wie viel Be-
deutung verliert die EuGVVO durch den Europäischen Vollstreckungstitel,  S. 829, von
einem „Systemwechsel“  Kohler,  ZSR 2005 II,  263, 279;  Kohler,  in:  Baur/Mansel,  Sys-
temwechsel im europäischen Anerkennungsrecht: Von der EuGVVO zur Abschaffung des
Exequaturs, S. 147; allerdings wurde im Rahmen der Vollstreckung von Entscheidungen
über das Umgangsrecht und über die Rückgabe des Kindes in Art. 40 ff. EuEheVO erst-
malig das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung verwirklicht; dies wird häufig überse-
hen, Rechberger, in: Stürner/Matsumoto et. al., Die neue Generation, S. 301, 302.

15 ABl.  L 143/1  vom 30.4.2004;  ausführlich zur  Entstehung  der  EuVTVO  Wagner,
IPRax 2002, 75.

16 Mit Ausnahme Dänemarks, das von seinem generellen opt-in gemäß Art. 7 des Pro-
tokolls  (Nr.  5)  über  die  Position Dänemarks  (1997)  keinen Gebrauch gemacht  hat.  Im
Verhältnis zu Dänemark gelten daher nur die EuGVVO und die EuZVO (siehe Fn. 4 und
5). Das Vereinigte Königreich und Irland haben von ihren Rechten zum opt-in gemäß Art.
3 und 4 des Protokolls (Nr. 4) über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands
(1997) Gebrauch gemacht, so dass die EuVTVO Anwendung findet.

17 Zwischen den Vollstreckungssystemen nach der EuVTVO und der EuGVO besteht
ein  Wahlrecht,  siehe  OLG  Stuttgart,  EuZW 2010,  37  =  NJW-RR  2010,  134;  Wagner,
IPRax 2005, 189, 190; dazu zuletzt Bittmann, IPRax 2011, 55.

18 Siehe Kapitel 6, S. 185 ff.; vgl. zu diesem Problem auch Hüßtege, in: Mansel/Pfeif-
fer et. al., Braucht die Verordnung über den europäischen Vollstreckungstitel eine ordre-
public-Klausel?,  S.  371,  375;  Kohler,  in:  Reichelt,  Herkunftslandprinzip  und  Anerken-
nung gerichtlicher Entscheidungen im europäischen Justizraum, S. 71, 79, der von einer
Fiktion der Anerkennung spricht; zur Frage, ob die Abschaffung des ordre public-Vorbe-
haltes nur die Vollstreckbarkeit betrifft  oder sich auf die Anerkennungsvoraussetzungen
erstreckt, siehe einerseits Coester-Waltjen, in: Nakamura/Fasching et. al., Einige Überle-
gungen zu einem künftigen europäischen Vollstreckungstitel, S. 183, 196 ff., und anderer-
seits Freitag, in: Baetge/von Hein et. al., Anerkennung und Rechtskraft europäischer Ti-
tel nach EuVTVO, EuMahnVO und EuBagatellVO, S. 759, 762 ff.; für eine interne Ent-
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System der einheitlichen, unmittelbaren und unbedingten Urteilsgeltung in
Europa.19 Diese  führt  zu  einer  europaweiten  Wirkungserstreckung ex
lege.20

Die  ordre public-Kontrolle im Zweitstaat als letztes Mittel zum Schutz
des Schuldners gegen die Anerkennung und Vollstreckung einer ausländi-
schen Entscheidung21 hat der Gemeinschaftsgesetzgeber trotz der teils star-
ken Kritik aus der Literatur22 aufgegeben und nicht in die EuVTVO inte-
griert.  Er  argumentierte  dabei  mit  dem  gegenseitigen  Vertrauen  in  die
Gleichwertigkeit  der  Rechts-  und  Verfahrensordnungen  in  den Mitglied-
staaten.23 Als  Folge  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  verlagert
sich der  Schuldnerschutz nahezu vollständig auf das Erkenntnisverfahren
im  Urteilsmitgliedstaat.  Eines  Zwischenverfahrens  bedarf  es  nach  der
EuVTVO  zwar  weiterhin,  jedoch  findet  dies  im  Ursprungsmitgliedstaat
statt. Zur Kontrolle der Wahrung rechtsstaatlicher Garantien im Ursprungs-
mitgliedstaat  führte  der  Verordnungsgeber  bestimmte  Mindestvorausset-
zungen für die grenzüberschreitende Vollstreckbarkeit ein, die in allen Mit-
gliedstaaten gelten und deren Einhaltung in einem  Bestätigungsverfahren
zu überprüfen ist.24 Es handelt sich dabei jedoch nicht um unmittelbar an-
wendbare  Entscheidungsnormen  für  das  Erkenntnisverfahren  im Urteils-
staat, sondern um Beurteilungsnormen,25 die einer Selbstkontrolle des Ur-
sprungsstaats unterliegen.26

scheidungsharmonie Mankowski, in: Baetge/von Hein et. al., Wie viel Bedeutung verliert
die EuGVVO durch den Europäischen Vollstreckungstitel, S. 829, 836 ff.; zur Anerken-
nung als inzidenter Vorstufe der Vollstreckung siehe Rauscher, in: Rauscher, EZPR, Art.
41 Brüssel IIa-VO Rn. 2.

19 Vgl.  Pfeiffer,  in: Mansel/Pfeiffer et. al.,  Einheitliche unmittelbare und unbedingte
Urteilsgeltung in Europa, S. 675; Kohler, ZSR 2005 II, 263, 280 hält den Begriff der An-
erkennung für irreführend an, da es sich nur noch um eine Fiktion der Anerkennung han-
dele.

20 Rechberger, in: Stürner/Matsumoto et. al., Die neue Generation, S. 301, 304; Koh-
ler, ZSR 2005 II, 263, 280.

21 Vgl. Staudinger, ERA-Forum 2004, 273.
22 Vgl. S. 27 ff. mit Fn. 167.
23 Zur Prämisse der Gleichwertigkeit der Rechts- und Verfahrensordnungen vgl. Er-

wägungsgründe 16 und 17 EuGVVO und Erwägungsgrund 18 EuVTVO;  Gsell,  EuZW
2011, 87; siehe zur Gleichwertigkeit auch die Rechtsprechung des EuGH Rs. C-116/02,
Erich Gasser GmbH ./. MISAT Sarl., IPRax 2004, 243 m. Anm. Grothe, IPRax 2004, 205
und Schilling, IPRax 2004, 294; EuGH Rs. C-159/02, Turner ./. Grovit, IPRax 2004, 425;
dazu kritisch Althammer/Löhnig, ZZPInt 9 (2004), 23; vgl. zum Bemühen des gegenseiti-
gen Vertrauens auch Wagner/Beckmann, RIW 2011, 44, 45.

24 Vgl. Frattini, ZEuP 2006, 225, 230.
25 Zwischen  Entscheidungs-  und  Beurteilungsnormen  unterscheiden  Kohler,  ZSR

2005 II, 263, 278; Wagner, IPRax 2005, 189, 195.
26 Kohler, in: Reichelt, Herkunftslandprinzip und Anerkennung gerichtlicher Entschei-

dungen im europäischen Justizraum, S. 71, 78.
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Zwar war die Vereinfachung der gegenseitigen Anerkennung gerichtli-
cher Entscheidung schon lange vor Abschluss des Amsterdamer Vertrags
Ziel europäischer Zusammenarbeit in Zivilsachen. Bereits das EuGVÜ und
in seiner Folge die EuGVVO bauten ungeachtet der Warnungen vor nicht
vertretbaren Beschränkungen des Schuldnerschutzes Anerkennungshinder-
nisse ab.27 Die EuVTVO führt jedoch zusätzlich zu einer erheblich gestie-
genen Einlassungslast des Beklagten im Ausland mangels zweiter Verteidi-
gungschance im Vollstreckungsmitgliedstaat.28

Mit den Verordnungen zur Einführung eines Europäischen Mahnverfah-
rens (EuMahnVO)29 und zur Einführung eines Europäischen Verfahrens für
geringfügige Forderungen (EuBagatellVO)30 wurde zum ersten Mal auch
das zum Titel  führende – im Fall  der EuBagatellVO kontradiktorische –
Erkenntnisverfahren  selbst  Gegenstand  der  Vergemeinschaftung,31 wenn
auch nationale Verfahrensregeln weiterhin ergänzend heranzuziehen sind32

und beide Verordnungen fakultativ neben das nationale Erkenntnisverfah-
ren treten.33 Die autonomen Regelungen regeln nicht mehr nur die Voraus-
setzungen der Erteilung einer Vollstreckungsklausel oder die Bestätigung
der europaweiten Vollstreckbarkeit eines Titels im Sinn der EuVTVO, son-
dern betreffen  jetzt  den prozessualen  Weg zum Titel  selbst.34 Findet  die
EuVTVO auf die Vollstreckung von nach nationalem Verfahrensrecht er-
lassenen Titeln Anwendung, so steht am Ende des Mahn- oder Bagatellver-
fahrens  ein  originär  Europäischer  Exekutionstitel.35 Betrachtet  man  die
EuVTVO und die Art. 40 ff. EuEheVO wegen des erstmaligen Verzichts

27 Vgl. zur Einführung des EuGVÜ den Überblick bei Fahl, S. 11.
28 Wagner, IPRax 2002, 75, 95; Mankowski, in: Baetge/von Hein et. al., Wie viel Be-

deutung verliert die EuGVVO durch den Europäischen Vollstreckungstitel, S. 829, 847;
Stadler, IPRax 2004, 2, 8 f.; kritisch auch Burgstaller/Neumayr, ÖJZ 2006, 179, 191.

29 ABl. L 399/1 vom 30.12.2006.
30 ABl. L 199/1 vom 31.7.2007; für einen Überblick zu den Ausführungsbestimmun-

gen  und  der  praktischen  Anwendung  der  VO  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  siehe
Mayer/Lindemann/Haibach.

31 McGuire, GPR 6/07, 303.
32 Kritisch zur EuBagatellVO Rechberger, in: Stürner/Matsumoto et. al., Die neue Ge-

neration, S. 301, 313; Jahn, NJW 2007, 2890, 2894, die jeweils davon ausgehen, dass ein
einheitliches europäisches Bagatellverfahren deshalb nicht oder nur schwerlich entstehen
wird.

33 Vgl. Art. 1 Abs. 2 und Art. 26  EuMahnVO; Erwägungsgrund 8, Art. 1 Satz 2 und
Art. 19 EuBagatellVO.

34 Vgl. Hess, ZSR 124 II (2005), 183, 196.
35 Rechberger,  in:  Stürner/Matsumoto et.  al.,  Die neue Generation,  S. 301, 308;  für

einen Überblick zum neuen Europäischen Vollstreckungsrecht siehe Netzer, Neues Euro-
päisches Vollstreckungsrecht, in: Wolf/Grothe/Netzer, Zwangsvollstreckung aktuell, 203.


